
Politik und Politisierung ın der Erziehung
Von ul  er Gammersbach OK M, Vossenack

FESTST.  UNGEN
Die Tätigkeit der chülermitverwaltung wird 1ın ein1ıgen Bundes-
ändern un tändig wachsendem Ausmaß politisiert. Diese Politisierung hat
inzwischen einen rad erreicht, daß die Demokratie, deren InUbun.
die doch da 1st, bereıits gefährdet 1st. Am un! 19 Dezember O ]
trafen sıich aut „SMV-press“, Ausgabe Nr J# Februar 1972, 1 öln die
Vorstände der Landesschülervertretungen VO  - Hamburg, Bremen/Bremer-
haven, Schleswig-Holstein, Nordrhein-Westfalen un! Hessen, ihre
Arbeit besser koordinileren. „EisS wurde vereinbart, den gegenseltigen
Informationsaustausch verstärken, undesweit aııf sich abzeich-
nende Entwicklungen 1mM Bildungswesen, die zunehmende Orientie-
rung der chulreform den Profitinteressen des Kapitals, eingehen
können. Glei  ze1Itl wollen die Landesverbände gemeinsam ın größerem
Umtaang als bisher m1% forts:  rittlich-demokratischen erbänden 1M RBil-
dungswesen Kontakt aufnehmen.“ ahernın ist Von den vorhin genann{ien
Vorständen der Landesschülervertreiungen einem Koordinationsausschuß
unter anderem olgende Aufgabe geste worden: „das Anstreben einer
Zusammenarbeit m1T den Bundesorganisationen der GEW, der DFÜU, der
SPD, dem VDS un anderen.“

IL FRAGEN DIE LANDESVORSTANDE DER SM  A

Angesichts dieser Tatbestände un Tendenzen müssen die Vorstände
der Landess  ülervertretungen einıge Fragen geste werden. S
werden gerade diese Bundesorganıisationen mıit Namen ausdrücklich g_
nann(t, alle übrigen, zahlenmäßig ZU. Teil noch größere Organıiısationen
aber 1ın der Anonymıitäat der Nur-anderen belassen? Lassen sich die be-
treffenden Landesvorstände der SM  A VOonN 1ın engaglerten Kräften
außerhalb der Schülers  aft steuern? Oder aber brechen diese Landesvor-
staände bewußt die parteipolitische Neutralität der SMV? Zuerst die
Schüler, aber ann auch die Lehrer Uun!' Eiltern en e1n echt darauf,
daß diese Fragen beantwortet werden. Noch einmal: wird die
GE  = ausdrückli genann(, un! werden andere Lehrerverbände
totges  wiegen? arum wird die DFUÜ ausdrückli genann(t, nicht aber
auch die FDP? arum wird die SPD ausdrücklich genann(t, nıcht aber
auch die CDU? arum wIird der VDS ausdrücklich genannt, nicht aber
auch der „Bund Freiheit der Wissenschaft“? Sınd DL  — die ausdrückli:
enannten Bundesorganisationen „fortschrittlich-demokratisch“?
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I1T FOL  GEN FÜ  ] DIE MV-ARBEI

Die SM ist VO  5 ihrer gesetzlich festgelegten Aufgabe un Zielsetzung
her weder eline Jugendorganisation der GE  = noch der DIU, noch der
SPD, och des VD  N Wohl aber hat die SM fÜür ede qaut dem en des
Grundgesetzes SteNeNde Organisatıon ın gleicher, un nicht in unter-
schliedlicher Weise en sSeın Die SM  Z dar{f sich nıicht selbst einem
politischen, azu noch einseltigen Kampfinstrument machen, noch darf
S1Ee sich azu machen lassen. Das ist nıcht inübung der Demokratie, das
ist möglicherweise eın Attentat auf die Demokratie.

Dıie SM hat fÜür alle Schüler ın gleicher Weise dazusein. Die SM auch
das muß festgestellt werden wIird VO  5 den Steuergeldern er Bürger
finanziert. Im Landeshaushalt 1971 SINd für die überörtlichen usammen-
schlüsse der SM ın NR  = 300.000,— bereitgestellt worden. Diese
Gelder durfen selbstverständlich außer sozlaler, kultureller Ooder SpOrt-
icher auch politischer Aktivität verwendet werden, aber 1eSs dürfte
N1C| zugunsten 1Ur einer politischen Richtung ges  ehen Geschieht das
dennoch, ann hören Politik Uun! Demokratie 1n der SM  A auf; Politisie-
rung un Manıpulierung fangen stait dessen

In der „Programmatischen Erklärung der Kommunistischen Schüleriront“
VO 2 1971 (Presserechtlich verantwortlich: Bucher) werden

den linksradikalen Gymnaslasten auCc| 99  berschüler“ enann olgende
Anweisungen eiınges  äarit „Die Basisgruppen sSiınd die Träger des emo-
kratischen Massenkampfes der Schule! Durch die Klassenkollektive
tragen WITLr die Kritik der bürgerli  en Ideologie VO Standpunkt des
wi1issenschaftlichen Sozlalismus ın den UnterrichtIIIl. FOLGERUNGEN FÜR DIE SMV-ARBEIT  Die SMV ist von ihrer gesetzlich festgelegten Aufgabe und Zielsetzung  her weder eine Jugendorganisation der GEW noch der DFU, noch der  SPD, noch des VDS. Wohl aber hat die SMV für jede auf dem Boden des  Grundgesetzes stehende Organisation in gleicher, und nicht in unter-  schiedlicher Weise offen zu sein. Die SMV darf sich nicht selbst zu einem  politischen, dazu noch einseitigen Kampfinstrument machen, noch darf  sie sich dazu machen lassen. Das ist nicht Einübung der Demokratie, das  ist möglicherweise ein Attentat auf die Demokratie.  Die SMV hat für alle Schüler in gleicher Weise dazusein. Die SMV — auch  das muß festgestellt werden — wird von den Steuergeldern aller Bürger  finanziert. Im Landeshaushalt 1971 sind für die überörtlichen Zusammen-  schlüsse der SMV in NRW 500.000,— DM bereitgestellt worden. Diese  Gelder dürfen selbstverständlich außer zu sozialer, kultureller oder sport-  licher auch zu politischer Aktivität verwendet werden, aber dies dürfte  nicht zugunsten nur einer politischen Richtung geschehen. Geschieht das  dennoch, dann hören Politik und Demokratie in der SMV auf; Politisie-  rung und Manipulierung fangen statt dessen an.  In der „Programmatischen Erklärung der Kommunistischen Schülerfront“  (KSF) vom 12. 12. 1971 (Presserechtlich verantwortlich: K. Bucher) werden  den linksradikalen Gymnasiasten (auch „Oberschüler“ genannt) folgende  Anweisungen eingeschärft: „Die Basisgruppen sind die Träger des demo-  kratischen Massenkampfes an der Schule! Durch die Klassenkollektive  tragen wir die Kritik der bürgerlichen Ideologie vom Standpunkt des  wissenschaftlichen Sozialismus in den Unterricht ... Bei unserer Haltung  zur SMV gehen wir von der Auffassung aus, daß die Hauptseite kommu-  nistischer Politik die Agitation im Unterricht und die Verbindung mit  den Massen durch die Klassenkollektive ist und daß die Beteiligung an  der SMV dieser Aufgabe untergeordnet sein muß.“ Weiter heißt es dann:  wenn die SMV auch ein untaugliches Mittel zur Interessenvertretung der  Schüler sei, so könne sie jedoch von den Kommunisten als Tribüne der  Agitation ausgenutzt werden, und die Mitarbeit an der SMV könne so  zu einer flankierenden Maßnahme der Kommunisten an der Oberschule  werden, Übrigens wird — das sollte bundesdeutsche Sozialdemokraten  wachrütteln — der damalige Staatssekretär und heutige Wissenschafts-  minister Klaus von Dohnany in der „Programmatischen Erklärung der  KSF als „treuer Lakei des westdeutschen Kapitals“ tituliert. Als Ziel des  Kampfes in Schule und Unterricht wird von der KSF eine Parole Lenins  ausgegeben: „Wir müssen dafür sorgen, daß die Leute, die eigentlich nur  mit den Zuständen an der Universität“ (oder Oberschule) „unzufrieden  sind, auf den Gedanken von der Untauglichkeit des gesamten politischen  Systems gestoßen werden.“  178Bel NSeTeTr Haltung
Z  —+ SM en WI1r Von der Auffassung Aaus, daß die Hauptseite kommu-
nistischer Politik die Agitation 1m Unterricht un!: die Verbindung mıiıt
den Massen durch die Klassenkollektive ist un daß die Beteiligung
der SM  A dieser Aufgabe untergeordnet sSeıin muß.“ Weıter el annn
wenn die SM auch eın untaugliches ittel ZUTLC Interessenvertretung der
Schüler sel, könne S1e Jedoch VO  5 den Kommunisten als Tribüne der
Agıtation ausgenutzt werden, un: die Mitarbeit der SM könne

einer NnNankierenden Maßnahme der Kommunisten der berschule
werden. Übrigens WIrd das sollte bundesdeutsche Sozlaldemokraten
wachrütteln der amalige Staatssekretär un: heutige Wissenschafts-
minister aus VO  ®) Dohnany ın der „Programmatischen Erklärung der
KSF]E als „tLreuer el des westdeutschen Kapitals“ tituliert. Als Ziel des
Kampfes ın chule un Unterricht wIird vVon der KSFE eine Parole Lenins
ausgegeben: „Wir mUssen aIiur SOTgen, daß die Leute, die eigentlich NUr
mıiıt den Zuständen der Universität“ er Oberschule) „unzufrieden
SInd, qaut den edanken Von der Untauglichkeit des gesamten politischen
Systems estohen werden.“
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EINE POLITISIERTE SCHULE IST UNFÄHIG ZUR

Eın konkretes eisple. TUr eiInNne Politisierung, die das politische Engage-
ment der Schüler einseltig un! überdies auch agitatorisch mobilisieren
WIlL, 1eiertie amburgs Landesschülersprecherin Birgit OW VO.

„Marxistischen Schülerbund“ ın einem Interview miıt der „Hamburger
Lehrerzeitung“, Nr Z 1971 Nıicht, daß die Hamburger Landesschüler-
sprecherin das ın der DDR entwickelte Schulmodell „vorbildlich“ nennt,
ist alarmierend, auch nicht, dal3 der „Marxistische Schülerbund“ der
Seite der DKP, der SDAJ un des MSB Spartakus „ FÜr eine antiımonO-
polistische Umgestaltun der esellschaft“ kämpf{ft, alarmierend aber 1S%,
daß die Landesschülersprecherin die politische Agitation ın den Unter-
richt hineintragen ıll Der Reporter tellte die Landesschülerspreche-
rın olgende ra „Wıe stehen S1e der Nichteinstellung VO  5 Lehrern,
die einer radikalen Parteı angehören?" „Die “ antworfifefie Birgıit
adow, „1ST eiInNe zugelassene Partel, un: deshalb besteht überhaupt keine
Bere'  1gung. Mitglieder dieser Parteı icht 1n den Beamtendienst
übernehmen.“ „Würden Sie”, Iragte der eporter weıter, „diese 'To-
leranz auch gegenüber Lehrern, die sich en einer rechtsradikalen
Partel, ZULL NPD, bekennen, aufbringen?“ Die Landessprecherin gab
Z Antwort ”I würde den Lehrer 1ın der chule ekämp(fen, durch
Agıtation 1M Unterricht.“ Wenn eine solche Einstellung Z Schule 1ın
unseTren Schulen chule macht, das unweigerlich Z politisierten
chule

ine politisierte chule wird noch mehr, als WI1rLr 1eS eute schon vielen
bundesdeutschen Hochschulen erleben, die Bildungsarbeıit ın schwerer
Weise elasten 1ne politisierte Schule ermangelt der {Uür den Schulalltag
notwendigen achlichkeit un!' Nüchternheit. ıne politisierte chule ann
sich jederzeit mi1t gefährli  en Emotionen aufladen, die eich ın Miß-
gunst, Verdächtigungen, Unterstellungen un Feindschaften Quecer_: durch
die Reihen der Lehrer, Schüler un Eiltern ausarten können. 1iıne solche
chule ist unfähig, A0 B G Toleranz erziehen; überdies stellt S1Ee eıne
erträgliche Bedrohung der notwendigen Vertrauenssubstanz zwischen
Lehrern, Schülern un: Eltern dar

POLITISCHE BILDUNG WE NOT

Die sogenannitfe konfliktlose chule ist eın Traumbild; die chule hın-
egen, die eın ort permanenter Unruhen seın will, sich qls Bil-
dungsansta selber a absurdum, die chule endlich, die die Revolution

des Kommunlsmus willen anstrebt, 1n den Einparteienstaaft,
ın den Totalitarısmus. Das aber ist das Ende einer freiheitlichen

Demokratie. rede nicht eilıner a-politischen oder gar elıner antı-politi-
schen Erziehung das Wort Demokratie ann nicht ohne Erziehung ZU.
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politis mündigen Staatsbürger eben; WITL.  1C| mündige Staatsbürger
aber werden politis nicht unıform SEe1IN. Demokratie un Uniıformität 1M
Sinne politischer Meinungsmache un Meinungsäußerung schließen e1nNn-
ander AU.  N er euwähler sollte Von seiner Schu  ung her wI1ssen,
daß einen legitimen Spielraum freler polıtischer Ents  eidung g10L,
den als äahler ausfüllen dartf un!' soll Jede verantwortungsbewußte
Erziehung we1lß, daß der ensch, unverwechselbar un unwiederholbar
als Individuum auch sSenn mag, dennoch eın Gemeinschaftswesen 1ST,
eın „40OI1 politikon“. Darum wird eine verantwortungsbewußte Erziehung
eın klares Ja AA politis gebildeten un Z politis andelnden
Menschen un darum wI1rd eiInNne solche Erziehung die politische Be-
atıgun der einzelnen Schuüler W1e auch der SM nıcht NUur dulden,
sondern S1e wecken un Oördern

fasse en eine politisierte chule un Erziehung sind ntschile-
den abzulehnen; eine politischer Ents  eidung un Verantwortiung
hinführende chule un: Erziehung SINd ebenso entschieden bejahen
un ordern
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